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Wahlen   Innerhalb von acht Mo- 
naten fanden und finden natio- 
nale Wahlen in Grossbritanni- 
en, Frankreich, den Vereinigten  
Staaten und der Bundesrepublik  
statt. Der Ausgang der Wah- 
len zur Nationalversammlung in  
Frankreich und der Präsident- 
schaftswahlen in den USA führte  
zu einer erheblichen Verunsiche- 
rung. Sind die demokratischen  
Institutionen noch sicher und  
garantieren sie den Bestand der  
Demokratie?

In Frankreich hat die Wäh- 
lerschaft die extreme Rechte und  
die extreme Linke gestärkt. Die  
Mehrheitsverhältnisse sind un- 
übersichtlich, die Regierung ent- 
sprechend instabil. Die Regie- 
rungszeit von Premierminister  
Michel Barnier dauerte nur we- 
nige Wochen. In den Vereinig- 
ten Staaten ist Donald Trump zu- 
rückgekehrt. Und mit ihm nicht  
nur ein extremer Populismus,  
sondern auch eine ins Extreme  
gehende Auffassung der Macht  
des Präsidenten. Mit einer Kas- 
kade von Verordnungen versucht  
Präsident Trump seit dem 20. Ja- 
nuar, die Kompetenzen des Weis- 
sen Hauses auszudehnen.

Bundestag bleibt  
handlungsfähig
Für den 23. Februar stehen die  
Bundestagswahlen an. Steht auch  
die Bundesrepublik vor unsiche- 
ren Zeiten und ist die Demokra- 
tie in der Bundesrepublik gefähr- 
det? Hier gibt es gute und schlech- 
te Nachrichten. Zuerst die gu- 
ten. Der Bundestag wird aus den  
Wahlen nicht lahmgelegt hervor- 
gehen oder in eine Selbstblockade  
getrieben werden. Das Spiel von  
Mehrheit und Minderheit wird  
weitergehen, eine handlungsfähi- 
ge Mehrheit wird sich in Koali- 
tionsverhandlungen auf die eine  
oder andere Weise bilden. Der  
Bundestag bleibt als wichtigste In- 
stitution der deutschen Demokra- 
tie handlungsfähig.

Das unterscheidet ihn von  
der französischen Assemblée na- 
tionale, in der Mehrheiten schwer  
möglich sind, und dem Kongress  
in Washington, der handlungs- 
unwillig ist und seiner Aufgabe,  
die Exekutive unter der Führung  
Trumps zu kontrollieren, nicht  
nachkommt.

Die deutsche Regierungskoali- 
tion wird nach der Wahl entwe- 

der aus drei Parteien oder aus  
zwei Parteien bestehen, was wahr- 
scheinlicher ist. Mit Blick auf die  
Ampelkoalition mit drei Parteien,  
die sich koordinieren mussten, be- 
deutet das eine Stabilisierung.

Der Bundesrat, das föderale  
Organ, ist von der Wahl nicht  
betroffen. Er stellt durch seine  
Zustimmungspflicht zu den al- 
lermeisten Gesetzen sowieso ei- 
ne Sperre gegen systemische Ver- 
änderungen dar. Zur guten Nach- 
richt gehört auch, dass die deut- 
sche Justiz und das Bundesver- 
fassungsgericht anders als der  
Supreme Court in Washington  
nicht politisiert sind. Der Bun- 
destag wird seine Kontrollfunkti- 
on gegenüber der Regierung wei- 
ter wahrnehmen können.

«Die Systemalternative»
Doch gibt es auch schlechte  
Nachrichten. Die Alternative für  
Deutschland (AfD) wird auf un- 
gefähr 20 Prozent der abgege- 
benen Stimmen kommen. Die  
AfD wird kein Drittel der Sit- 
ze erhalten und keine Sperrmi- 
norität bei Abstimmungen mit  
qualifizierter zwei Drittel Mehr- 
heit erreichen. Eine solche ist  
beispielsweise bei Verfassungs- 
änderungen und bei Richterwah- 
len für das Bundesverfassungs- 
gericht notwendig. Dennoch, sie  
kann Sand ins Getriebe der de- 
mokratischen Institutionen streu- 
en. Egal wie die Regierungs- 
bildung ausgeht, die AfD wird  
erstmals die stärkste Opposi- 
tionspartei sein. Mit 20 Pro- 
zent könnte sie zwar nicht Ge- 

setze verhindern, aber Abstim- 
mungen erschweren, auf na- 
mentlichen Abstimmungen be- 
stehen oder Grundsatzdebatten  
erzwingen. Mit ihrem Stimmen- 
anteil kann sie Untersuchungs- 
ausschüsse zu Themen beantra- 
gen, die ihr zentral sind und das  
Potenzial zur öffentlichen Selbst- 
darstellung bieten.

Die Rolle der grössten Op- 
positionspartei gibt der AfD die- 
jenige herausgehobene Rolle, die  
die CDU und Friedrich Merz mit  
einem ähnlichen Stimmenergeb- 
nis in den letzten dreieinhalb Jah- 
ren gespielt haben. Der politische  
Wettbewerb wird dann zwischen  

der AfD und dem Rest der Par- 
teienlandschaft geführt werden.  
Schon im jetzigen Wahlkampf  
sieht die CDU nicht mehr in der  
SPD, der grössten Regierungs- 
partei, ihren Hauptgegner, son- 
dern in der AfD. Die AfD wäre  
dann endlich dort, wo sie sich  
ideologisch seit langem sieht,  
nämlich nicht Teil eines pluralis- 
tischen Wettbewerbs, sondern die  
einzige Systemalternative zu sein.

Wer die Geister ruft, ...
Die CDU wird aller Wahrschein- 
lichkeit nach die stärkste Partei wer- 
den. Ihr Kanzlerkandidat Friedrich  
Merz schliesst eine Koalition mit  
der AfD oder auch nur eine Dul- 
dung aus. Das würde die Partei  
auch zerreissen, die schon nach  
der Gesetzgebungsoffensive von  
Friedrich Merz nach dem Attentat  
in Aschaffenburg Risse zeigte.

Etwa zwei Drittel der bun- 
desdeutschen Bevölkerung sind in  
Migrationsfragen empfänglich für  
das, was man in den USA eine  
«moral panic» nennt. Das Phä- 
nomen steht für eine übermässig  
vereinfachte, dafür umso brachia- 
lere Rhetorik, die sofortiges Han- 
deln in der Annahme fordert, dass  
ein oder zwei scharfe Gesetze  
die Situation verbessern und die  
Migrationszahlen drücken wür- 
den. Um dieses Zieles willen sind  
viele bereit, sich über die Euro- 
päische Menschenrechtskonventi- 
on und die Genfer Flüchtlings- 
konvention genauso wie über EU- 
Recht hinwegzusetzen. Gibt die  
CDU dieser moralischen Panik  
nach, fördert sie die aussenpoliti- 

sche Isolierung, auch wenn andere  
europäische Regierungen ähnlich  
denken.

... wird sie nicht mehr los
Matteo Salvini hatte genau das in  
Italien nach 2017 vor. Mit dieser  
Kurzatmigkeit in der Politik hat- 
te er keinen Erfolg. Die Migra- 
tionszahlen gingen nicht zurück.  
Das Ergebnis war, dass die Fra- 
telli d’Italia, die noch weiter rechts  
stehen, anwuchsen und heute die  
Ministerpräsidentin stellen. Hier  
zeigt sich ein politischer Mecha- 
nismus, der nicht nur für Italien  
gilt. Geht man auf die Forderung  
nach migrationspolitischer Ver- 

schärfung und die moralische Pa- 
nik in der Bevölkerung ein, dann  
ist eine noch extremere Rechte  
immer in der Lage, weitere Forde- 
rungen zu stellen. Wie die TAZ so  
schön formulierte: Die AfD wird  
immer noch einen draufsetzen.

Zentrale Rolle  
der gemässigten Rechten
In der Bundesrepublik gibt es  
mit CDU/CSU und SPD starke  
Parteien in der politischen Mit- 
te, was europäisch gesehen inzwi- 
schen die Ausnahme ist. Über- 
all bröckelt die Mitte. Die Frage  
wird wie in der Zwischenkriegs- 
zeit und sehr im Unterschied zur  
Zeit des Kalten Krieges sein: Wie  
verhält sich die gemässigte Rech- 
te gegenüber der extremen Rech- 
ten? Wie werden die Konserva- 
tiven reagieren, wenn die extre- 
men Rechten noch stärker wer- 
den? Wahlen sind das Hochfest  
der Demokratie und reproduzie- 
ren das politische System. Aber  
auch die Probleme.

Der Kanzlerkandidat der Union, Friedrich Merz, schliesst eine Koalition mit der AfD von Kanzlerkandidatin Alice Weidel aus. Aber werden sich die Konservativen auch dem 
Schrei nach einfachen Lösungen in der Migrationspolitik entgegensetzen? Archivbild: Keystone
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«Der 
Bundestag 
wird aus den 
Wahlen nicht 
lahmgelegt 
hervorgehen.»

«Egal wie die 
Regierungs- 
bildung 
ausgeht, 
die AfD wird 
erstmals 
die stärkste 
Oppositions- 
partei sein.»

«Gibt die 
CDU dieser 
moralischen 
Panik nach, 
fördert sie 
die aussen- 
politische 
Isolierung.»
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